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Abstract 
Das vom BMBF geförderte Forschungsprojekt Regulatorische Optionen für eine Wasserstofftrans-
formation in der Chemieindustrie (ROWaCh) untersucht Anreizbedingungen und Hemmnisfak-
toren in der Chemieindustrie, grünen Wasserstoff als Teil einer Transformationsstrategie zur Kli-
maneutralität zu erzeugen und zu nutzen. Dabei fokussierten die Projektverantwortlichen in ih-
ren Unter-suchungen insbesondere die folgenden normativen Rahmenbedingungen für eine 
Wasserstofftransformation: 

1) Die Genehmigungspraxis von Elektrolyseuren 

2) Das Förderinstrument der Klimaschutzverträge 

Das Forschungsvorhaben untersuchte die beiden Themenfelder mithilfe inter- und transdiszipli-
närer Formate unter Beteiligung von Fachleuten aus Industrie, Politik und Verwaltung, um po-
tenzielle Stolpersteine in der Genehmigungspraxis bzw. in Verbindung mit Klimaschutzverträgen 
offenzulegen. Darüber hinaus dienten Planspiele und Workshops mit Praxisakteuren dazu, ko-
operativ geeignete Gestaltungsoptionen für eine wirksamere Ausgestaltung im Hinblick auf eine 
erfolgreiche und rasche Wasserstofftransformation der chemischen Industrie auszuarbeiten. Das 
vorliegende Arbeitspapier stellt eine Synthese der Forschungsergebnisse aus den einzelnen Ar-
beitspaketen des Forschungsprojekts dar und verweist auf die eingehenden Darstellungen und 
Analysen anderer im Projekt entstandenen Arbeitspapiere. 
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Glossar  
4. BImSchV Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verord-

nung über genehmigungsbedürftige Anlagen) 

BImSchG Bundes-Immissionsschutzgesetz: Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vor-
gänge 

IE-Richtlinie IE-Richtlinie: Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates über 
Industrieemissionen (integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltver-
schmutzung) vom 24.11.2010; EU-weite Grundlage für Genehmigung, Betrieb, 
Überwachung und Stilllegung besonders umweltrelevanter Industrieanlagen 

KSV Klimaschutzverträge 

LAI Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz 

ROWaCh Regulatorische Optionen für eine Wasserstofftransformation in der Chemieindust-
rie (Projekt gefördert durch das Bundesministerium für Bildung und Forschung) 

ROWaCh-Team Prof. Dr. Martin Führ/Prof Dr. Kilian Bizer/  
Aaron Rittmeier/Anna Lena Lesch/Pauline Führ 
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1  
Die Wasserstofftransformation in der Chemieindustrie 
Mit dem Green Deal verfolgt die EU die Ambitionen, bis 2050 keine Netto-Treibhausgasemissio-
nen mehr freizusetzen, das Wirtschaftswachstum von der Ressourcennutzung zu entkoppeln so-
wie einen Übergang in eine moderne, ressourcenschonende und wettbewerbsfähige Wirtschaft 
zu schaffen.1 Gemäß der Wasserstoffstrategie für ein klimaneutrales Europa ist grüner Wasser-
stoff dabei essentiell, da dieser bei der Nutzung keine zusätzlichen CO2-Emissionen und fast 
keine Luftschadstoffemissionen verursacht.2 Damit Wasserstoff schlussendlich auch zur Dekar-
bonisierung beiträgt, gilt es mithilfe von Elektrolyseuren Strom aus erneuerbaren Energien in 
Wasserstoff umwandeln, anstelle diesen aus fossilen Brennstoffen mit beispielsweise Dampfre-
formation zu erzeugen.3 Auf diese Weise kann Wasserstoff einen entscheidenden positiven Bei-
trag im Transformationsprozess von Industrieverfahren und Wirtschaftszweigen – wie unter an-
derem der chemischen Industrie – leisten.4  

Im Einklang mit den Entwicklungen auf europäischer Ebene definiert die Bundesregierung im 
Rahmen des Klimaschutzprogramms Zielvorgaben für die Dekarbonisierung der Industrie (Bun-
desregierung 2023, S. 9-12). Insbesondere Unternehmen emissionsintensiver Branchen stehen 
vor der Herausforderung, die Emissionen in ihren Fertigungsanlagen zu reduzieren. Ähnlich wie 
die EU verfolgt die Bundesrepublik Deutschland das Ziel, einen zügigen Markthochlauf von grü-
nem Wasserstoff zu unterstützen und diesen vermehrt in den Wertschöpfungsketten zu etablie-
ren.5 In Deutschland sollen gemäß der Fortschreibung der nationalen Wasserstoffstrategie Erzeu-
gungsanlagen mit einer Gesamtleistung von 10 Gigawatt (GW) entstehen.6  

Im Hinblick auf die Ambitionen auf europäischer und nationaler Ebene untersucht das vom BMBF 
geförderte Forschungsprojekt Regulatorische Optionen für eine Wasserstofftransformation in der 
Chemieindustrie (ROWaCh) die Anreizbedingungen und Hemmnisfaktoren in der Chemieindust-
rie, Wasserstoff als Teil einer Transformationsstrategie zur Klimaneutralität zu erzeugen und zu 
nutzen.  

Erste Erhebungen aus dem Austausch mit Fachleuten aus Industrie, Politik und Verwaltung, pri-
mär in Form von leitfadengestützten Interviews, verdeutlichen: Die aktuellen Marktbedingungen 
setzen derzeit keine ausreichenden Anreize, fossil-basierte Produktionsverfahren auf emissions-
ärmere Alternativen umzustellen (BCG, IW & BDI 2024, S. 7). Auch regulatorische Rahmenbe-
dingungen wie das EU-Emissionshandelssystem (EU-ETS) und das CO₂-Grenzausgleichssystem 
(CBAM) sowie die Pläne zum Ausbau von erneuerbaren Energien und Versorgungsinfrastruktur 
versprechen der Industrie derzeit keine ausreichende Sicherheit dafür, dass sich Investitionen in 
klimafreundliche Produktionsanlagen rentieren. Demzufolge seien Anpassungen im normativen 
Rahmen erforderlich, um positiv auf die Anreizsituation für eine rasche Wasserstofftransforma-
tion einzuwirken:  

Für einen schnellen Markthochlauf von grünem Wasserstoff ist es notwendig, neue Anlagen 
zu errichten und bestehende umzurüsten. Hierzu ist es erforderlich, dass Unternehmen die 
notwendigen Genehmigungen des Industrieanlagenrechts erhalten. Angesichts der bevorste-
henden Novellierung der IE-Richtlinie durch die EU und der bevorstehenden Neufassung der 

 
1  (COM(2019) 640 final. Der europäische Grüne Deal, 2019, S. 2). 
2   (COM(2020) 301 final. Eine Wasserstoffstrategie für ein klimaneutrales Europa, 2020, S. 1). 
3  (COM(2020) 301 final. Eine Wasserstoffstrategie für ein klimaneutrales Europa, 2020, S. 1). 
4  (COM(2020) 301 final. Eine Wasserstoffstrategie für ein klimaneutrales Europa, 2020, S. 1). 
5  (Die Bundesregierung, Die nationale Wasserstoffstrategie, 2020, S. 2 f.). 
6  (Die Bundesregierung, Fortschreibung der Nationalen Wasserstoffstrategie. NWS 2023, 2023, S. 2). 
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4. BImSchV, welche die Zulassungspraxis von Elektrolyseuren betreffen, liegt der Schwerpunkt 
in der ersten Projektphase darauf, den Effekt der regulatorischen Neuerungen auf die Geneh-
migungspraxis von Elektrolyseuren prospektiv zu untersuchen. 

Unabhängig von der Unternehmensgröße sind laut den Fachleuten die erforderlichen Investi-
tionsausgaben für neue Anlagen sowie die derzeit höheren operativen Kosten im Vergleich 
zu fossilen Brennstoffen der entscheidende Hemmnisfaktoren für Unternehmen, grünen Was-
serstoff herzustellen und zu nutzen. Potenzielle Träger von wasserstoffbezogenen Vorhaben 
verweisen auf einen Mangel an umfassender und leicht zugänglicher Förderung. Angesichts 
dessen bestand der zweite Erhebungsschwerpunkt des ROWaCh-Projekts darin, die Wirksam-
keit des neuartigen Förderinstruments Klimaschutzverträge (KSV) möglichst praxisnah und 
unter Einbeziehung der betroffenen Akteure zu validieren. 

Die Kapitel 2 und 3 fassen den genauen Untersuchungsgegenstand, die Forschungsmethodik 
sowie die identifizierten Herausforderungen und geeignete Gestaltungsoptionen für die beiden 
Themenfelder zusammen. Sie verweisen zudem auf die tiefergreifenden Analysen und eingehen-
deren Darstellungen in anderen Veröffentlichungen im Rahmen des ROWaCh-Projekts, aus de-
nen die hier dargestellten Zusammenfassungen hervorgehen. 
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2  
Genehmigungspraxis von Elektrolyseuren  
Dieses Kapitel bildet den ersten Themenschwerpunkt des ROWaCh-Forschungsprojekts, die Ge-
nehmigungspraxis von Elektrolyseuren, zusammenfassend ab. Nachdem 2.1 den Status Quo des 
Untersuchungsgegenstands vorstellt, beschreibt 2.2 das angewendete inter- und transdiszipli-
näre Planspiel-Format, das die Ergebnisse unter 2.3 hervorbrachte. Fehler! Verweisquelle konnte 
nicht gefunden werden. verweist auf die tiefergehenden Veröffentlichungen, die im Rahmen des 
ROWaCh-Projekts zum Thema entstanden sind und dieser Zusammenfassung der Ergebnisse zu-
grunde liegen. 

2.1 Einordnung des Themenkomplex 
Für einen schnellen Markthochlauf sind sowohl der Bau neuer Anlagen als auch die Umrüstung 
bestehender Anlagen erforderlich. Dieser Prozess birgt nicht nur technische und wirtschaftliche 
Herausforderungen, sondern auch eine juristische Dimension: Jede Änderung an bestehenden 
Produktionsanlagen muss die Vorgaben des Anlagenrechts (wie das Bundes-Immissionsschutz-
gesetz, Bauordnungs- und -planungsrecht, die Betriebssicherheitsverordnung und das Bundesna-
turschutzgesetz etc.) einhalten. Dies erfordert oftmals umfassende Genehmigungsverfahren. Er-
kenntnisse aus leitfadengestützten Interviews mit Fachleuten aus Unternehmen, Verbänden, Po-
litik und Verwaltung deuten darauf hin, dass komplexe Genehmigungsverfahren, insbesondere 
für kleine und mittelständische Unternehmen, vereinzelt Hindernisse darstellen. 

Angesichts der Ambitionen aus den jeweiligen Wasserstoffstrategien sind Gesetzgeber auf eu-
ropäischer und nationaler Ebene bestrebt, die Genehmigungspraxis für Elektrolyseure – techni-
sche Anlagen zur Herstellung von (grünem) Wasserstoff – zu beschleunigen und zu vereinfa-
chen.7  Ziel ist es, ein hohes Schutzniveau zu gewährleisten und gleichzeitig einen schnellen 
Zuwachs an Produktionskapazitäten zu fördern. Sowohl auf europäischer als auch auf nationaler 
Ebene zeichnen sich Änderungen der genehmigungsrechtlichen Situation von Elektrolyseuren 
ab. Das ROWaCh-Team betrachtete insbesondere die Novellierung der IE-Richtlinie8 und die ab-
sehbare Neufassung der 4. BImSchV9 als relevante Untersuchungsgegenstände-. Folglich galt es, 
die absehbaren Neuerungen im regulatorischen Rahmen der Genehmigung von Elektrolyseuren 
vorausschauend und in einem kontrollierten Umfeld einem realitätsnahen Praxistest zu unterzie-
hen. Ziel war, potenzielle „Stolpersteine“ im neuartigen Genehmigungsprozess aufzudecken 
und regulatorische, technische oder planerische Gestaltungsoptionen zu entwickeln. Weiter war 
zu beurteilen, ob die absehbaren Neuerungen tatsächlich zu Erleichterungen und Effizienzstei-
gerungen im Zulassungsprozess beitragen oder ob die eingespielte Genehmigungspraxis im Sta-
tus Quo unter Umständen sogar vorteilhaft für die Vorhabenträger ist. 

2.2 Partizipativer Forschungsansatz  
Das ROWaCh-Team organisierte in Zusammenarbeit mit der Wasserstoff-Allianz Südniedersach-
sen (H2AS) einen Planspiel-Workshop. Vertreten waren industrielle Mitgliedsunternehmen der 
H2AS, Bauämter der örtlich zuständigen Kommune, der Baugenehmigungsbehörde des zustän-
digen Landkreises sowie das Gewerbeaufsichtsamt. Für diesen Workshop wurden zwei Fallkons-
tellationen zur Genehmigungspraxis von Elektrolyseuren als Planspiel entwickelt. Am 07.11.2023 

 
7  So auch dargelegt in (Referentenentwurf. Dritte Verordnung zur Änderung der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen, 2023, s. 1). 
8  Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen. 
9   (Referentenentwurf. Dritte Verordnung zur Änderung der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen, 2023).   
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simulierten die beteiligten Akteure in diesen Planspielen anhand zweier realweltlicher Fallkons-
tellationen die zu erwartende genehmigungsrechtliche Situation im „Zeitraffer“. In den Planspie-
len stellten sich die verschiedenen Beteiligten in einem interaktiven Format unmittelbar den ge-
nehmigungsrechtlichen Vorschriften und testeten die praktischen Auswirkungen der regulatori-
schen Neuerungen auf Vorhabenträger, die Verwaltungspraxis sowie auf weitere beteiligte Fach-
leute. Sie legten kooperativ mögliche Herausforderungen offen und erarbeiteten aus ihren prak-
tischen Erfahrungen gemeinsame Lösungen für Konflikte und nahmen dabei die neuen rechtli-
chen Rahmenbedingungen vorweg.  

2.3 Forschungsergebnisse 
Die Planspiele gewährten Einblicke, inwieweit die neue Rechtslage dazu beiträgt, Elektrolyseure 
rasch und rechtssicher zu errichten, und zeigte, an welchen Stellen weitere Hemmnisfaktoren 
und verbleibende Potenziale zur Vereinfachung und Beschleunigung von Verfahren bestehen. 
Die Ergebnisse sind hier zusammenfassend dargestellt. 

2.3.1 Grundlegende Erkenntnisse zur Genehmigungspraxis 
Der Praxistest via Planspiele gelangt zu folgenden grundlegenden Erkenntnissen hinsichtlich der Ge-
nehmigungspraxis von Elektrolyseuren: 

- Die Teilnehmenden der Planspiele unterstreichen die Notwendigkeit, dass alle Beteiligten ein 
tiefes Verständnis für die verschiedenen Funktionen, Aufgaben und Zuständigkeiten im Ge-
nehmigungsprozess haben, um effizient zusammenarbeiten zu können. 

- Eine frühzeitige und offene Kommunikation zwischen den Vorhabenträgern und den Behör-
den kann dazu beitragen, potenzielle Hindernisse frühzeitig zu identifizieren und zu beseiti-
gen. Es empfiehlt sich für Projektträger, die relevanten Behörden in genehmigungspflichtige 
Vorhaben einzubeziehen, um einen effizienten Ablauf des Genehmigungsverfahrens zu för-
dern und Verzögerungen zu minimieren. 

- Strukturiertes und organisiertes Vorgehen auf Seiten der Antragstellenden, zusammen mit 
detaillierten Antragsunterlagen, sind entscheidend für eine schnelle Durchlaufzeit im Geneh-
migungsprozess. Je präziser die Informationen, die den Behörden zur Verfügung stehen, 
desto leichter fällt es diesen, ihre Anforderungen an das Vorhaben zu definieren und an die 
Antragstellenden zu kommunizieren.  

- Eine Bauvoranfrage stellt eine effektive und kostengünstige Option dar, um planungsrechtli-
che Zulässigkeit frühzeitig zu klären und das Genehmigungsverfahren zu verkürzen. Mithilfe 
der Bauvoranfrage lassen sich grundsätzlich einzelne oder mehrere Fragen der planungsrecht-
lichen Zulässigkeit frühzeitig verbindlich klären.  

2.3.2 Beurteilung der absehbaren regulatorischen Änderungen und verbleibende 
Herausforderungen  
Der Praxistest der absehbaren regulatorischen Änderungen deutet auf folgende verbleibende teil-
weise neu geschaffene Herausforderungen hin: 

- Es bleibt fraglich, ob der Wegfall der Öffentlichkeitsbeteiligung im immissionsschutzrechtli-
chen Verfahren tatsächlich zu einem nennenswerten Zeitgewinn führt. Erfahrungsgemäß ist 
die Öffentlichkeitsbeteiligung in weniger umstrittenen Verfahren, wie es beim Aufbau von 
Elektrolyseuren der Fall sein dürfte, kein relevanter Faktor für die Verfahrensdauer. Parallel 
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zur Beteiligung der Öffentlichkeit erstellen die Fachbehörden ihre Stellungnahmen, und die 
letzte Stellungnahme geht oft erst nach Ablauf der Einwendungsfrist ein. 

- Die neue Rechtslage wird wahrscheinlich für Unsicherheiten hinsichtlich der Verteilung von 
Rollen und Verantwortlichkeiten auf Seiten der Behörden sorgen. Zudem birgt die fehlende 
Expertise der Baubehörde im Umgang mit industriellen Anlagen das Risiko inkonsistenter An-
forderungen und Verfahrensabläufe. Diese Unsicherheiten können zu Verzögerungen und 
ineffizienten Prozessen führen, was die schnelle Umsetzung von Projekten erschwert. 

- Die behördlichen Zuständigkeiten verlagern sich im Rahmen der neuen Rechtslage von der 
Landes-Ebene (Immissionsschutzbehörde) auf die kommunale Ebene (Bauaufsichtsbehörde). 
Diese Verlagerung bedeutet eine neue Herausforderung für die Baubehörde, welche in der 
Folge für die Koordination des Genehmigungsverfahrens verantwortlich ist. Die mangelnde 
Erfahrung der Baubehörden mit technischen Anlagen wie Elektrolyseuren birgt das Risiko von 
Unsicherheiten und Inkonsistenz sowie längeren Durchlaufzeiten im Genehmigungsverfah-
ren.  

- Es bedarf also eines Aufbaus von Expertise und Kenntnissen in den Baubehörden, um Ge-
nehmigungsverfahren für Elektrolyseure effizient zu koordinieren und zu leiten. Die Immissi-
onsschutzbehörden müssen bereit und in der Lage sein, einen Wissenstransfer zu den kom-
munalen Behörden zu leisten. Gelingt dies nicht, ist das Ziel gefährdet, einen schnellen Markt-
hochlauf von Wasserstoff zu gewährleisten. 

- Die Verlagerung der Verantwortlichkeiten bewirkt zudem, dass die Baubehörde mit einer 
größeren Anzahl an (neuartigen) Fällen betraut ist, sodass es zu einer höheren Auslastung 
kommt. Dies kann schlussendlich die Effizienz und Durchlaufzeiten der Genehmigungsver-
fahrens negativ beeinträchtigen. Für den Gesetzgeber gilt es daher, die begrenzten Arbeits-
kapazitäten der jeweiligen Behörden im Auge zu behalten und geeignete Maßnahmen zur 
Entlastung der Behörden zu ergreifen. 

Insgesamt äußerten sich die realweltlichen Akteure überwiegend skeptisch oder kritisch gegenüber 
den regulatorischen Neuerungen. Sie bemängeln, dass der mögliche Umstieg auf eine baurechtliche 
Genehmigung für Wasserstoff-Erzeugungsanlagen nicht ausreichend berücksichtigt, dass andere Be-
hörden und Stellen als im immissionsschutzrechtlichen Verfahren verantwortlich sind. Die Baugeneh-
migungsbehörden scheinen derzeit nicht ausreichend fachlich qualifiziert zu sein, um solche Verfah-
ren in der Hauptverantwortung abzuwickeln. Zudem besteht die Gefahr, dass die Änderungen zu 
Kapazitätsengpässen in den Baugenehmigungsbehörden führen. Aus Sicht der Antragsteller er-
scheint das etablierte immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren vorteilhafter als ein bau-
rechtliches Verfahren, da sie mit einer Behörde zusammenarbeiten, die über einen reichen Erfah-
rungsschatz im Umgang mit auf Wasserstoff bezogenen Anträgen und Genehmigungen verfügt. 
Diese Einschätzung wird durch Interviews mit Vertretungen industrieller Unternehmen im Rahmen 
des ROWaCh-Projekts bestätigt, die die Zusammenarbeit mit den zuständigen Immissionsschutzbe-
hörden überwiegend positiv bewerten. Die Simulationen stellen somit die Wirkung der betrachteten 
Neuerungen in Frage. Aus Sicht des ROWaCh-Teams scheinen die Gesetzgeber die aufgeführten 
Hemmnisfaktoren und Herausforderungen nicht ausreichend in den Erwägungsprozess zur Verände-
rung der Genehmigungspraxis für Elektrolyseure in Deutschland einzubeziehen. Die Erkenntnisse der 
Planspiele unterstreichen, dass der erhoffte Vereinfachungs- und Beschleunigungseffekt der Geneh-
migungsverfahren für Elektrolyseure durch die regulatorischen Neuerungen ohne flankierende Maß-
nahmen wohl begrenzt bleiben wird. 
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2.3.3 Handlungsempfehlungen  
Entsprechend der Herausforderungen, die sich aus der Analyse ergaben, erarbeitet das ROWaCh-
Projekt folgende konkrete Gestaltungsoptionen, um die Durchlaufzeiten von Genehmigungsverfah-
ren zu reduzieren und diese für Antragstellende und Behörden zu vereinfachen: 

- Musterverfahrenshandbuch: Ein Musterverfahrenshandbuch mit standardisierten Leitlinien 
für Behörden kann helfen, die Konsistenz und Effizienz des Genehmigungsprozesses zu er-
höhen. Es sollte klare Vorgaben für die Klassifizierung von Elektrolyseuren, die zu prüfenden 
Anforderungen und die Verteilung von Verantwortlichkeiten enthalten. Ein solches Hand-
buch sollte die Entscheidungsfindung vereinfachen und die Durchlaufzeiten im Prozess ver-
kürzen. 

- Handlungshilfen für Antragsteller: Handlungshilfen für Antragsteller, erstellt von den Mini-
sterien der jeweiligen Länder oder der Bundesrepublik, können den Genehmigungsprozess 
erheblich erleichtern. Diese Hilfen sollten Checklisten, klare Verfahrenshinweise und exemp-
larische Antragsunterlagen enthalten. Sie bieten Antragstellenden eine Orientierungshilfe 
und tragen zur Planungssicherheit bei. 

- Digitale Austausch-Plattform: Eine digitale Austausch-Plattform für alle beteiligten Akteure 
kann die Kommunikation und Dokumentation im Genehmigungsprozess effizienter gestal-
ten. Sie sollte den gesamten Verfahrensablauf begleiten, die Zusammenarbeit der Behörden 
erleichtern und redundante Kommunikationsschritte vermeiden. Eine solche Plattform kann 
Transparenz und Aktualität gewährleisten. 

- Fachliche Expertise zu den materiellen Anforderungen: Um die fachliche Expertise im Ge-
nehmigungsprozess zu gewährleisten, sollten die verantwortlichen Behörden und Ministerien 
einen Wissenstransfer zwischen den Behörden initiieren. Dies könnte durch Workshops oder 
exemplarische Simulationen erfolgen, um die notwendigen Kenntnisse zu vermitteln. Eine 
alternative Möglichkeit wäre, die Zuständigkeit in einem baurechtlichen Verfahren für Elekt-
rolyseure nicht an die Baugenehmigungsbehörde, sondern an die Behörde zu geben, die im 
Falle eines BImSchG-Verfahrens für die Abwicklung zuständig wäre. Die fachliche Bünde-
lungsfunktion der stärker technisch ausgerichteten BImSchG-Behörde bliebe erhalten. Außer-
dem wirkt dies dem potenziellen Problem entgegen, dass die eine Reihe an “neuartigem” 
Zulassungsverfahren die Kapazitäten der Baubehörden zu stark ausreizt.  

- Bauartzulassung für Elektrolyseure nach § 33 BimSchG: Eine Bauartzulassung für Elektro-
lyseure nach § 33 BImSchG könnte den Umfang von Genehmigungsverfahren signifikant re-
duzieren. Hersteller könnten eine „Typengenehmigung“ beantragen, welche es Vorhaben-
trägern ermöglicht, ihre Anlagenkonfiguration entsprechend zu planen. Dies würde Zeit und 
Ressourcen sparen und die Zulassungsprozesse vereinfachen und beschleunigen. 

2.4 Zugrundeliegende Veröffentlichung und Verwertung der Ergebnisse   
Die zusammenfassende Darstellung der Ergebnisse zur Genehmigungspraxis von Elektrolyseuren 
in diesem Arbeitspapier entstand in Anlehnung an die tiefergreifenden Ausarbeitungen der nach-
stehenden Veröffentlichungen:  

− Juristischen Fach-Aufsatz von Pauline Führ, Martin Führ und Aaron Rittmeier mit dem 
Titel „Freie Fahrt für die Herstellung von Wasserstoff? Fußangeln bei den genehmigungs-
rechtlichen Erleichterungen für Elektrolyseure“. Dieser erscheint in Heft 1/2025 der Zeit-
schrift für Umweltrecht (ZUR).  
Der Aufsatz bewertet die neuesten Entwicklungen der Genehmigungspraxis von 
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Elektrolyseuren mit Blick auf den Vereinfachungs- und Beschleunigungseffekt für die 
Wasserstofftransformation der chemischen Industrie. 

- Diskussionsbeitrag von Aaron Rittmeier, Anna Lena Lesch, Kilian Bizer, Martin Führ und 
Pauline Führ mit dem Titel “Planspiele in der Gesetzesfolgenabschätzung - Genehmi-
gungsverfahren für Elektrolyseure“; erschienen als sofia-Diskussionsbeitrag 2024, No. 3 
(https://doi.org/10.46850/sofia.9783947850082) 
Der Diskussionsbeitrag legt die Ergebnisse aus den Planspielen dar. Er analysiert und be-
urteilt die Auswirkungen der bereits absehbaren regulatorischen Änderungen auf die 
Genehmigungspraxis. Auf dieser Basis legt er identifizierte „Stolpersteine“ offen und 
schlägt weitere Gestaltungsoptionen vor, um den Zulassungsprozess von Elektrolyseuren 
weiter zu vereinfachen und zu beschleunigen.  

- Broschüre von Aaron Rittmeier, Anna Lena Lesch, Kilian Bizer, Martin Führ, Pauline Führ 
und Paul Breiner mit dem Titel „Genehmigung von Elektrolyseuren zur Herstellung von 
Wasserstoff unter Berücksichtigung der Novellierung von IE-Richtlinie, 4. BImSchV und 
UVPG“, erschienen als sofia-Diskussionsbeitrag 2025, No. 5 
(https://doi.org/10.46859/sofia.9783947850150)  
Die Broschüre fasst die gegenwärtige genehmigungsrechtliche Situation für Elektroly-
seure vereinfacht zusammen. Sie dient als Leitfaden mit konkreten Handlungshilfen für 
potenzielle Vorhabenträger aus der Industrie, welche Genehmigungen für Elektrolyseure 
unterschiedlicher Größenordnungen einholen müssen. 

Die Ergebnisse der praxisnahen Untersuchungen im Oktober 2024 fanden auch das Interesse des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz. Ein 
Legist merkte an, dass die Erkenntnisse die Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissions-
schutz (LAI) bei der Erarbeitung von Leitlinien und Vorgaben für die Genehmigungspraxis unter-
stützen könnten. Das ROWaCh-Team teilte daraufhin eine umfassende Darstellung der Planspiel-
ergebnisse, einschließlich der vorgeschlagenen Gestaltungsoptionen, mit dem Legisten. Dieser 
bewertete das Planspiel und den Erkenntnisgewinn als „sehr hilfreich“ für die legislative Praxis 
und die aktuelle Diskussion über regulatorische Anpassungen der genehmigungsrechtlichen Si-
tuation von Elektrolyseuren.  

Am 05. November 2024 veranstaltete das ROWaCh-Team eine einstündige Session zu Planspie-
len auf der International Transdisciplinary Conference in Utrecht unter dem Titel „Enhancing the 
Inter- and Transdisciplinary Toolbox: Leveraging the Power of Simulation Games“. Die Session 
nutzte die Erkenntnisse aus den Planspielen zur Genehmigungspraxis von Elektrolyseuren als 
Musterbeispiel. Martin Führ und Aaron Rittmeier stellten geeignete Rahmenbedingungen sowie 
verschiedene Möglichkeiten und Empfehlungen zur Ausgestaltung und Durchführung von Plan-
spielen vor.  

 

https://doi.org/10.46850/sofia.9783947850082
https://doi.org/10.46859/sofia.9783947850150
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3  
Förderinstrument Klimaschutzverträge  
Dieses Kapitel gibt einen Überblick über den zweiten Themenschwerpunkt des ROWaCh-Pro-
jekts, indem es zunächst das Konzept und die Bedeutung des Förderinstrument Klimaschutzver-
träge kurz vorstellt (3.1) und das transdisziplinäre Workshop-Format als Forschungsmethodik 
darlegt (3.2). Abschnitt 3.3 fasst die gewonnenen Erkenntnisse sowie geeignete Optionen für 
eine praktikablere und attraktivere Ausgestaltung des Förderinstruments zusammen. Abschlie-
ßend verweist 3.4 auf die tiefergreifenden Analysen in anderen Arbeitspapieren des ROWaCh-
Projekts, welche dieser zusammenfassenden Ergebnispräsentation zugrunde liegen. 

3.1 Einordnung des Themenkomplex 
Interviews im Rahmen des ROWaCh-Projekts mit Vertretungen aus der Industrie lassen darauf 
schließen, dass gegenwärtige Marktbedingungen nicht genügend Anreize bieten, um von fossi-
len auf emissionsärmere Produktionsmethoden umzustellen.10 Den Entscheidungstragenden in 
Unternehmen fehle es an Sicherheit dafür, dass sich Investitionen in klimafreundliche (wasser-
stoffbasierte) Produktionsanlagen rentieren. Dies gilt insbesondere, wenn diese neuartigen An-
lagen noch immer funktionsfähige konventionelle Anlagen ersetzen sollen. Hier fehle an umfas-
sender und leicht zugänglicher Förderung, sowohl für kleine und mittelständische Unternehmen 
als auch für Großunternehmen und Industrieparks. 

Die Bundesregierung plant, mit dem innovativen Förderinstrument der "Klimaschutzverträge" 
gezielt entgegenzuwirken. Klimaschutzverträge (KSV) zielen darauf ab, Investitionen schnell und 
in erheblichem Umfang zu fördern, um die Klimaneutralität bis 2045 auf kosteneffiziente Weise 
zu erreichen (Nummer 3.2 FRL KSV). KSV sollen die Mehrkosten ausgleichen, die Unternehmen 
in emissionsintensiven Sektoren durch Investitionen in klimafreundlichere Anlagen (CAPEX) und 
deren Betrieb mit alternativen nicht-fossilen Energieträgern (OPEX) entstehen. Die Förderung er-
folgt über ein Ausschreibungsverfahren, bei dem die Unternehmen ausgewählt werden, die am 
effizientesten Treibhausgasemissionen in ihren Anlagen reduzieren können. 

Der Umstand, dass industrielle Unternehmen in der ersten Gebotsrunde lediglich 17 Gebote ein-
reichten11  und das Förderinstrument somit das von der EU genehmigte maximale Fördervolumen 
von 4 Milliarden Euro12 nicht ausschöpfte, weist darauf hin, dass das Instrument für potenzielle 
Zuwendungsempfänger derzeit weniger attraktiv ist, als vom BMWK erwartet. Die Erkenntnisse 
aus den Interviews vor und während der Gebotsphase im Rahmen des ROWaCh-Projekts hatten 
bereits darauf hingedeutet. Obwohl industrielle Ansprechpartner Klimaschutzverträge als geeig-
netes Mittel zur Dekarbonisierung der Industrie betrachten, sehen sie dennoch erhebliche Hin-
dernisse und zeigen Zurückhaltung bei der Nutzung des Förderinstruments. 

3.2 Partizipativer Forschungsansatz 
Angesichts dieser Situation organisierte das ROWaCh-Projektteam am 17.06.2024 einen trans-
disziplinären Workshop, an dem Vertreter aus Unternehmen und Industrieverbänden teilnah-
men. Auch Experten für Klimaschutzverträge, die das BMWK bei der Entwicklung des 

 
10  Dies bestätigt auch (BCG, IW & BDI 2024, S.7). 
11  Die Anzahl der eingereichten Gebote geht aus den News vom 15.10.2024 auf der Website des Förderinstruments klimschutzverträge.info (BMWK, 

2024c) hervor.  
12  Die nach den Beihilfevorschriften genehmigte maximale Fördersumme für die erste Runde des Förderinstruments liegt gemäß einer Pressemittei-

lung der EU vom Februar bei 4 Milliarden Euro (Europäische Kommission 2024). 



R i t t m e i e r / L e s c h / B i z e r / F ü h r / F ü h r  

R O W a C h  - S y n t h e s e  d e r  E r g e b n i s s e  

 

13 

Förderinstruments unterstützen, waren anwesend. Die Teilnehmenden hatten die Gelegenheit, 
offen über bestehende Hindernisse und Unklarheiten zu diskutieren. Das Ziel bestand darin, Her-
ausforderungen zu identifizieren und gemeinsam praktikable Lösungen zu entwickeln, um die 
Effektivität und Attraktivität der Klimaschutzverträge zu steigern. 

Die einzige Regel des flexiblen Workshop-Formats war die "Chatham House Rule", die es den 
Teilnehmenden erlaubte, Informationen zu nutzen, solange die Identität der Redner anonym 
blieb. Dies schuf einen Rahmen für offenen Meinungsaustausch und effektive Zusammenarbeit. 
Die Teilnehmenden konnten ungefiltert Perspektiven und Ideen austauschen, was zu intensiven 
Diskussionen über das Förderinstrument führte. KSV-Fachleute erhielten dabei tiefere Einblicke 
in die Prioritäten und Bedenken der Industrie. Der Austausch förderte das Verständnis für unter-
schiedliche Standpunkte und trug zum Lernprozess des Zuwendungsgebers bei. Zudem konnten 
die Teilnehmenden im Workshop Unklarheiten und Missverständnisse bezüglich der Förderricht-
linie und des Gebotsverfahrens klären, die zuvor ein Hindernis für Unternehmen darstellten. Ab-
schließend entwickelten die Teilnehmenden gemeinsam praktikable Lösungen, um Stolpersteine 
im Förderprozess zu beseitigen. Die vertretenen KSV-Fachleute haben die Ergebnisse des Work-
shops bereits an die Verantwortlichen im Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz her-
angetragen. 

3.3 Forschungsergebnisse  
Es bestehen signifikante Hemmnisse, die potenzielle Zuwendungsempfänger von der Nutzung 
abhalten, wie die nachstehenden Abschnitte zeigen.  

3.3.1 Grundlegende Erkenntnisse zum Förderinstrument der Klimaschutzverträge 
Die Untersuchungen des Förderinstruments Klimaschutzverträge (KSV) basierend auf neun qua-
litativen halbstandardisierten Interviews mit Unternehmensvertretern und einem transdisziplinä-
ren Workshop-Format zeigen, dass KSV in den Augen industrieller Unternehmen und Verbände 
grundsätzlich geeignetes Instrument zur Dekarbonisierung der Industrie darstellen. Die befragten 
Fachleute heben dabei insbesondere die Besonderheit von KSV, neben Investitionskosten für die 
neuartige Anlage (CapEx) während der Vertragslaufzeit auch die Mehrkosten des operativen Be-
triebs (OpEx) zu fördern, gegenüber anderen Förderinstrumenten als positiv hervor. Aus Sicht der 
Industrievertreter sind die Risiken, die während der Laufzeit eines Klimaschutzvertrags auftreten 
können, jedoch nicht gerecht zwischen Zuwendungsgeber und -empfänger verteilt. Der Work-
shop zeigt zudem, dass dem Zuwendungsgeber wichtige Informationen über die Interessen und 
Prioritäten der Unternehmen bei der Ausgestaltung des Förderinstruments nicht bekannt waren. 

Über den Rahmen des Förderinstruments hinaus unterstreichen die Untersuchungen, dass es den 
industriellen Vertretern teilweise an Klarheit über zukünftige regulatorische Entwicklungen, die 
Versorgung mit erneuerbaren Energien und den Aufbau kritischer Infrastruktur mangelt. Es ist 
ihnen weitgehend unklar, unter welchen regulatorischen und infrastrukturellen Rahmenbedin-
gungen sie in den nächsten 15 Jahren, der Laufzeit des KSV, operieren. 

3.3.2 Offengelegte Stolpersteine und mögliche Hemmnisfaktoren 
Aus den Untersuchungen des ROWaCh-Projekts gehen die folgenden Herausforderungen und 
Hemmnisfaktoren für Unternehmen in Verbindung mit KSV-Förderung hervor: 

− Die Akteure in den Unternehmen interpretieren die in der Förderrichtlinie, dem Förder-
aufruf und den FAQs verwendeten Begriffe, Regelungen und Bedingungen in Teilen 
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anders als von den Verfassern beabsichtigt. Die unterschiedlichen Bedeutungsgehalte 
führen zu Unsicherheiten auf Seiten der Unternehmen. 

− Relevante Informationen sind über verschiedene Dokumente verstreut, was es für Unter-
nehmen schwierig macht, Antworten auf konkrete Fragen zu finden. Daraus entstehen 
Risiken, wie inkonsistente Aussagen zwischen den Informationsquellen, große Interpre-
tationsspielräume oder dass die Adressaten wichtige Details nicht wahrnehmen. 

− Die erforderliche Vorabplanung durch die Unternehmen erfordert ein hohes Detaillevel, 
was die Kalkulation der Angebote sowie der Rentabilität eines Vorhabens erschwert. Dies 
stellt einen möglichen Hemmnisfaktor für Entscheidungstragende dar.  

− Nummer 7.8 FRL KSV erfordert, dass Unternehmen, welche eine Anlage mit demselben 
Referenzsystem wie die geförderte neuartige Anlage betreiben, die Produktionskapazität 
dieser konventionellen Anlage um mindestens 90 % der Produktionskapazität der geför-
derten Anlage zu reduzieren. Die Anforderung, die Produktion in konventionellen Anla-
gen zu reduzieren, stößt auf Kritik auf Seiten industrieller Vertretungen, da sie die Un-
ternehmensautonomie einschränkt.  

− “Einfache” Projekte mit geringen Vermeidungskosten sind aufgrund der Bedingung des 
"transformativen Produktionsverfahrens" nicht förderfähig. 

− KSV definieren Wasserstoff nicht als Zwischenprodukt. Die Potenziale von KSV, den Was-
serstoffhochlauf zu beschleunigen und den Aufbau dezentraler Erzeugungskapazitäten 
zu fördern bleiben damit weitestgehend ungenutzt. 

3.3.3 Handlungsempfehlungen 
Im Workshop erarbeiten die Teilnehmenden folgende Handlungsempfehlungen, um den gegen-
wärtigen Herausforderungen entgegenzuwirken und die Attraktivität des Förderinstruments für 
Unternehmen zu verbessern: 

• Um Unternehmensleitungen zur Abgabe eines Gebots für einen KSV zu motivieren, sollte 
der Zuwendungsgeber Begriffe, Regelungen und Förderbedingungen klar formulieren.  

• Ein juristischer Kommentar zur Förderrichtlinie kann helfen, Einzelheiten verständlich zu 
erläutern und Informationen zu bündeln. Ein zentrales, amtliches Dokument in Form ei-
nes juristischen Kommentars zur Förderrichtlinie könnte Informationen aus verschiede-
nen Quellen vereinen und Interpretationsspielräume und Inkonsistenzen vermeiden. 

• Eine anwenderfreundliche, digitale Antragsplattform mit automatisierten Berechnungs-
mechanismen könnte die Kalkulation der Gebote erleichtern. Diese Plattform kann Un-
ternehmen helfen, die Rentabilität ihrer Vorhaben besser einzuschätzen und potenzielle 
Fehler in der Antragstellung zu vermeiden. Zudem kann die Konsistenz im Gebotsprozess 
gewährleisten, den Zugang zu relevanten Informationen erleichtern und nach Abschluss 
des KSV zum Austausch von Informationen zwischen Zuwendungsgeber und -empfänger 
während der Vertragslaufzeit dienen. 

• Die Kommunikation zwischen Unternehmen und Fördermittelgeber sollte in allen Förder-
phasen intensiviert werden. Interaktive Formate wie Workshops könnten helfen, wichtige 
Aspekte zu identifizieren, die für Unternehmen entscheidend sind, aber vom Fördermit-
telgeber nicht ausreichend berücksichtigt wurden. 

• Angesichts der geringen Anzahl eingegangener Gebote sollte das BMWK die Notwen-
digkeit der Klausel zur Reduzierung der Produktion in konventionellen Anlagen erneut 
evaluieren. So zielen KSV nicht alleine darauf ab, Emissionen zu reduzieren, sondern auch 
neue Technologien wettbewerbsfähig zu machen. 
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3.4 Zugrundeliegende Veröffentlichung und Verwertung der Ergebnisse   
Die zusammenfassende Darstellung der Ergebnisse zum Förderinstrument Klimaschutzverträge 
in diesem Arbeitspapier entstand in Anlehnung an die tiefergreifenden Ausarbeitungen der nach-
stehenden Veröffentlichungen:  

- Eine Policy-Broschüre von Aaron Rittmeier, Anna Lena Lesch, Kilian Bizer und Martin Führ 
veröffentlicht mit dem Titel „Klimaschutzverträge – Hoffnungsträger für die Dekarboni-
sierung der Industrie?“, erschienen als sofia Diskussionsbeiträge 2025, No. 3 
(https://doi.org/10.46850/sofia.9783947850136)  

- Eine Analyse von Aaron Rittmeier, Anna Lena Lesch, Kilian Bizer und Martin Führ mit dem 
Titel „Klimaschutzverträge als regulatorischer Hebel für die Dekarbonisierung der Indust-
rie?“, erschienen in der Zeitschrift Wirtschaftsdienst (105. Jahrgang, 2025, Heft 
5, S. 376–381). 

Die Broschüre und die Analyse im Wirtschaftsdienst fokussieren die neuralgischen Punkte der 
Diskussionen im Workshop, die offengelegten Stolpersteine sowie die Gestaltungsoptionen, wel-
che die Teilnehmenden am Workshop in Kooperation sowie unter Mitwirkung des ROWaCh-
Teams erarbeiteten. Weiter geben die Ausarbeitungen einen Ausblick auf die bereits angelaufene 
zweite Förderperiode. Die Broschüre stellt zudem das transdisziplinäre Workshop-Format ge-
nauer vor.  

Die Ergebnisse des Workshops haben die vertretenen KSV-Fachleute bereits an die Verantwort-
lichen im Ministerium herangetragen. Im Einklang mit der Handlungsempfehlung, die förderbe-
zogenen Kommunikationskanäle um ein weiteres bilaterales Format zu ergänzen, hat das Minis-
terium für die zweite Förderperiode bereits Webinar-Reihe mit dem Namen “Sprechstunde Kli-
maschutzverträge” organisiert. Weiter hat das BMWK im Zeitraum von November 2024 und 
Januar 2025 ein öffentliches Konsultationsverfahren für „Interessenten des Förderprogramms 
Klimaschutzverträge“ abgehalten (BMWK, 2025), um deren neuralgischen Punkte, Perspektiven 
und Bedenken zu erfassen. Zudem hat das BMWK mit Blick auf eine zweite Förderperiode, für 
welche im Mai 2025 bereits die beihilferechtliche Genehmigung durch die EU erfolgt ist (Euro-
päische Kommission, 2025), eine novellierte Fassung der Förderrichtlinie veröffentlicht. Mit der 
Neufassung der Förderrichtlinie für das zweite Gebotsverfahren reagiert das BMWK erkennbar 
auf zentrale Bedenken der Industrie, die unter anderem der Workshop thematisierte. Dies nährt 
die Erwartung, dass zukünftige Anpassungen des Instruments die Anliegen der Industrie aufgrei-
fen und das Instrument damit attraktiver für potenzielle Fördermittelempfänger erscheint. 

 

https://www.sofia-darmstadt.de/veroeffentlichungen/sofia-diskussionsbeitraege/sofia-dis-2025-3-rittmeier-etal
https://www.wirtschaftsdienst.eu/inhalt/jahr/2025/heft/5/beitrag/klimaschutzvertraege-als-regulatorischer-hebel-fuer-die-dekarbonisierung-der-industrie.html
https://www.klimaschutzvertraege.info/news/sprechstunde-zweites-vorbereitendes-verfahren
https://www.klimaschutzvertraege.info/news/sprechstunde-zweites-vorbereitendes-verfahren
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